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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Föderativer Aufbau

Föderativer Aufbau

Die beiden 2014 eingereichten Vorstösse zur Schaffung von Anreizen für die Besetzung
kommunaler Ämter – die Motion von Christine Bulliard-Marbach (cvp, FR) und das
Postulat von Jean-Pierre Grin (svp, VD; 14.3831) – wurden vom Bundesrat beide zur
Ablehnung empfohlen. Die Regierung anerkennt zwar, dass das Milizprinzip eine
tragende Säule des politischen Systems der Schweiz sei. Auch sei sie sich der Probleme
bewusst, die viele Gemeinden bei der Besetzung von Gemeindeämtern mit geeigneten
Personen hätten. Allerdings ist der Bundesrat auch der Ansicht, dass es die Aufgabe der
Kantone und Gemeinden sei, diesen Problemen zu begegnen. Er verwies dabei auch auf
die geplanten Massnahmen des Gemeindeverbandes, der Weiterbildungsangebote
sowie eine Plattform für Erfahrungsaustausch und Wissenstransfer anbieten möchte.
Verschiedene Untersuchungen machten Anfang 2015 weiter auf die Probleme des
Milizsystems aufmerksam. In der Presse wurde der Umstand diskutiert, dass zwar immer
mehr Kandidierende zu den nationalen Wahlen anträten, es in den Gemeinden aber
kaum mehr Wettbewerb gebe, weil sich nicht genügend Personen zur Wahl stellten.
Dies habe sicherlich auch damit zu tun, dass die "classe politique" häufig
Verunglimpfungen ausgesetzt sei. Verschiedene Beiträge in einem vom Zentrum für
Demokratie Aarau herausgegebenen Sammelband empfehlen Gebietsreformen, um den
Problemen des Milizprinzips Herr zu werden. Fusionen würden zwar mit einer Abnahme
der Beteiligung einhergehen - so zeigt eine Analyse der Gebietsreformen im Kanton
Tessin - die Bevölkerung habe aber wieder eine Auswahl an Kandidierenden.
Gemeindepolitik dürfe nicht einfach zu professioneller Dienstleistung verkommen, sie
eine weitere Analyse. Das sei eine Fehlannahme der New-Public-Management-Idee der
1990er Jahre gewesen, die zu einer De-Politisierung geführt habe. Man müsse deshalb
eine Revitalisierung durch mehr intensive und öffentlich ausgetragene Kontroversen
anstreben. 1

MOTION
DATUM: 08.11.2015
MARC BÜHLMANN

Dans une motion déposée en 2014, la députée Bulliard-Marbach (pdc, FR) souhaite
renforcer le système de milice au niveau communal. Pour cela, elle demande au
Conseil fédéral de soutenir l'offre mise à disposition des miliciens en terme de
formations et d'informations. Elle fait remarquer que, depuis le dépôt de la motion,
l'Association des Communes Suisses a collaboré avec Economiesuisse – l'organisation
se montrant intéressée par ces questions – en organisant, entre autres, en 2016, une
conférence sur la thématique des jeunes dans la fonction exécutive communale, ainsi
qu'une page web commune à but informatif. Christine Bulliard-Marbach souligne
toutefois qu'un soutien de la part de la Confédération est nécessaire afin d'assurer et
de solidifier le principe de milice. 
Simonetta Sommaruga, au nom du Conseil fédéral, admet qu'il est difficile de trouver
des personnes motivées pour exercer les fonctions communales, alors même qu'il s'agit
– selon celle qui a été à l'exécutif de la commune de Köniz – de la plus belle fonction
politique qu'offre le pays. Malgré tout, elle estime que la tâche consistant à mettre en
place des stratégies permettant d'assurer le maintien du système de milice dans les
fonctions communales est dévolue aux communes. La conseillère fédérale tient
également à préciser que le Conseil fédéral se réjouit de la collaboration entre
l'Association des Communes Suisses et Economiesuisse – une collaboration qui est
justement un signe que les communes peuvent trouver des solutions par elles-mêmes. 
La chambre basse, suivant l'avis du Conseil fédéral, rejette donc cette motion par 115
voix contre 67 et 12 abstentions, les voix pour provenant essentiellement des rangs du
Parti démocrate chrétien et du Parti socialiste.

MOTION
DATUM: 14.09.2016
KAREL ZIEHLI
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Städte, Regionen, Gemeinden

Ein Problem vor allem der kleinen und mittleren Gemeinden ist die Rekrutierung von
politischem Personal. Kaum jemand will sich noch für ein kommunales Milizamt
engagieren. Es müssen externe Geschäftsführer angestellt, Bürgerinnen und Bürger
mittels Wahlzwang zu Ämtern überredet oder die Verwaltung gar dem Kanton anvertraut
werden. Mitte Oktober regte der Schweizerische Gemeindeverband deshalb mit einem
Vorschlag für bessere Anreizstrukturen eine Diskussion an. Entschädigungen für
Milizämter sollen von der Steuer befreit werden. Ähnlich wie bei der Feuerwehr soll der
Sold für ehrenamtlich tätige kommunale Milizpolitikerinnen und Milizpolitiker steuerfrei
werden. Die Idee wurde auch von Jean-Pierre Grin (svp, VD) im Parlament als Postulat
(14.3831) deponiert. Der Vorschlag steht allerdings in Anbetracht der Forderungen, die
Spesen von nationalen Parlamentariern zu besteuern, etwas quer in der Landschaft.
Ebenfalls auf die Stärkung des kommunalen Milizsystems zielt eine noch nicht
behandelte Motion Bulliard-Marbach (cvp, FR). Sie fordert den Bundesrat auf, ein
öffentlich zugängliches Bildungsangebot für kommunale Behördenmitglieder zu
schaffen, mit dem Steuerung und Führung auf lokaler Ebene geschult werden können.
Ideen für das Überleben des Milizgedankens auf kommunaler Ebene stossen in der
Regel zumindest in der interessierten Öffentlichkeit auf Anklang. Tatsächlich klagen fast
zwei Drittel aller Schweizer Gemeinden über Schwierigkeiten, genügend Personal für
Milizämter zu finden. Als Gründe für das schwächer werdende bürgergesellschaftliche
Engagement wurden neben der zunehmend knappen Zeit neben Beruf und Familie und
der sinkenden Wertschätzung gegenüber politischen Amtsträgerinnen und Amtsträgern
auch die Effizienzdiskussionen im Rahmen von New Public Management der 1990er
Jahre genannt. Dort habe eine Entpolitisierung der Gemeindebelange stattgefunden,
was zu einem fatalen Bedeutungsverlust lokaler Politik, einer Abnahme der Betätigung
politischer Parteien als wichtige Rekrutierungsnetzwerke und einem sinkenden Willen
geführt habe, sich für kommunale Belange zu engagieren. Es gab zudem Stimmen, die
vor dem Trend warnten, der Gemeindeverwaltung mehr Aufgaben zu übertragen und
den Gemeindepolitikern nur noch operative Tätigkeiten zu überlassen. Dies würde der
Entpolitisierung und der Entdemokratisierung lokaler Politik weiter Vorschub leisten. 2

MOTION
DATUM: 25.09.2014
MARC BÜHLMANN

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Abfälle

Die UREK-NR forderte den Bundesrat im Herbst 2020 mittels einer Motion auf, bis im
Jahr 2025 eine Steuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und Reinigungsmittel
einzuführen, wenn diese aus weniger als 25 Prozent Recyclinggut bestehen. Mit dieser
Steuer soll das Recycling von Kunststoff gefördert und verbessert werden und die
Herstellerinnen und Konsumenten sollen einen finanziellen Anreiz erhalten, recycelten
Kunststoff zu verwenden, respektive zu kaufen.
Eine starke Minderheit aus Vertretern der Mitte-, der  FDP.Liberale- und der SVP-
Fraktion beantragte die Ablehnung der Motion. Auch der Bundesrat sprach sich gegen
die Motion aus. Im Grunde befürworte er das Anliegen, er arbeite jedoch bereits an der
Umsetzung ähnlicher Forderungen, die in zahlreichen Vorstössen (beispielsweise Mo.
18.3712) gestellt wurden. Er habe zudem das UVEK beauftragt, bis spätestens Ende 2022
Vorschläge für spezifische Massnahmen zur Ressourcenschonung zu unterbreiten. Der
Bundesrat argumentierte ausserdem, dass eine Steuer, wie sie die Motion der UREK-SR
fordert, freiwillige, privatwirtschaftliche Massnahmen erschweren würde.
In der Wintersession 2020 diskutierte der Nationalrat das Geschäft. Christine Bulliard-
Marbach (cvp, FR) wies darauf hin, dass die Schweiz beim Recycling zwar gut dastehe,
nicht aber, wenn es darum gehe, die gesammelten Kunststoffe anschliessend wieder in
den Stoffkreislauf zu bringen. Dies liege an der mangelnden Nachfrage nach recyceltem
Kunststoff, respektive am zu billigen neuen Kunststoff. Mit der vorgeschlagenen Steuer
würden die Verpackungen aus wiederverwertetem Kunststoff auf dem Markt attraktiver
werden. Minderheitensprecher Matthias Jauslin (fdp, AG) und Umweltministerin
Simonetta Sommaruga begrüssten ebenfalls die Förderung des Wiederverwendens
dieser Materialien. Sie verwiesen aber ausdrücklich auf die Arbeiten, die eine
Subkommission der UREK-NR bereits in Angriff genommen habe, um die
parlamentarische Initiative 20.433 umzusetzen. In diesen Arbeiten gehe es darum,
dafür zu sorgen, dass Verpackungen aus kreislauffähigem Materialien hergestellt und
verwendet werden, und dass unnötige Verpackungen vermieden werden. Es sei daher
nicht sinnvoll, jetzt eine Spezialsteuer auf Einweg-Verpackungen für Getränke und

MOTION
DATUM: 17.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Reinigungsmittel einzuführen.
Entgegen der Argumentation von Jauslin und Sommaruga stimmte der Nationalrat mit
104 zu 77 bei 5 Enthaltungen für die Annahme der Motion. GLP, SP und Grüne stimmten
geschlossen für Annahme, zahlreiche Mitglieder der Mitte-Fraktion sowie einige wenige
Mitglieder der FDP.Liberalen-Fraktion schlossen sich ihnen an. 3

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Pour répondre à une réglementation insuffisante en matière de placement des enfants,
la conseillère nationale Christine Bulliard-Marbach (pdc, FR) a déposé une motion
demandant que les organisations qui placent des enfants soient soumises au régime de
l’autorisation. En outre, la situation des enfants à long terme et la transparence des
coûts de ces organisations privées devront aussi être surveillées. Le Conseil des Etats et
le Conseil national ont adopté la motion, malgré une opposition du parti agrarien. 4

MOTION
DATUM: 27.09.2012
EMILIA PASQUIER

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

In seiner 2012 verabschiedeten Botschaft zum Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspaket (KAP), welche das Parlament 2013 an den Bundesrat
zurückwies, sah die Regierung vor, per 2015 auf die Ermässigung der Zustellung von
Zeitungen und Zeitschriften zu verzichten. Mit ihrer Motion verlangt Christine Bulliard-
Marbach (cvp, FR) vom Bundesrat vor der Aufhebung der indirekten Presseförderung
das Vorlegen einer glaubwürdigen Alternative, um die angespannte finanzielle Lage der
Printmedien nicht zu verschlechtern. Der Bundesrat zeigte Verständnis für das Anliegen
der Motionärin und verwies auf den in Erfüllung einer SPK-Motion erarbeiteten Bericht
zur Schweizer Medienlandschaft, welcher wirksame Fördermassnahmen aufzeigt.
Gleichzeitig betonte die Regierung in ihrer Antwort zur Motion, dass die bestehende
Presseförderung auch negative Auswirkungen habe und namentlich zu
Wettbewerbsverzerrungen führen könne. In der Herbstsession stimmte eine Mehrheit
aus links-grünen Parlamentariern mit Unterstützung der BDP- und der CVP-Fraktion mit
97 gegen 80 Stimmen aus den Reihen der SVP, FDP und GLP dem Anliegen zu. In seinem
im Dezember erschienenen Bericht zur Sicherung der staats- und
demokratiepolitischen Funktionen der Medien machte sich der Bundesrat für die -
zumindest vorläufige - Weiterführung der Zustellermässigung stark. 5

MOTION
DATUM: 24.09.2014
MARLÈNE GERBER

Obwohl nach Verabschiedung des Konsolidierungs- und Aufgabenüberprüfungspakets
(KAP) und entgegen der ursprünglichen Version des Bundesrates die indirekte
Presseförderung unangetastet geblieben war, sprach sich die zuständige KVF-SR bei
einer Enthaltung beinahe einstimmig für eine Verschärfung der Motion Bulliard-
Marbach (cvp, FR) aus, welche sich gegen die Aufhebung der indirekten
Presseförderung im KAP gerichtet hatte. Mit ihrer Änderung wollte die zuständige
Kommission den Bundesrat auch künftig an der Abschaffung der indirekten
Presseförderung hindern, solange keine valablen Alternativen vorliegen. Die
Zustimmung der Kantonskammer zum Antrag ihrer Kommission war denn auch Ausdruck
der Befürwortung einer vielfältigen Presselandschaft, die den regionalen und
kulturellen Gegebenheiten der Schweiz angemessen Rechnung trägt. In der
ständerätlichen Beratung verwies die zuständige Bundesrätin, Doris Leuthard, erneut
auf den im Vorjahr publizierten Bericht zur Schweizer Medienlandschaft, der alternative
Fördermassnahmen aufgezeigt hatte. Damit solche Massnahmen umgesetzt werden
könnten, sei jedoch in den meisten Fällen eine Verfassungsänderung nötig und das
wiederum sei nicht im Sinne der Branche, so die Bundesrätin. 6

MOTION
DATUM: 03.12.2015
MARLÈNE GERBER

01.01.65 - 01.01.21 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Auch der Nationalrat stellte sich gegen die Aufhebung der indirekten Presseförderung
und stimmte der vom Ständerat im Vorjahr eingeführten Verschärfung der Motion
Bulliard-Marbach (cvp, FR) zu. Er tat dies mit 112 zu 60 Stimmen bei 9 Enthaltungen und
entgegen eines vorliegenden Minderheitsantrags von Seiten der SVP, der die Ablehnung
des Vorstosses verlangte und sich gegen eine spezielle Förderung der Printmedien
stellte. In Zeiten der neuen Technologien bedeute die Presseförderung ein Ausbremsen
des Strukturwandels, der eine zunehmende Vielfalt der Medien in verschiedensten
Kanälen verspreche, so die Ausführungen von Minderheitssprecher Rutz (svp, ZH). 7

MOTION
DATUM: 16.06.2016
MARLÈNE GERBER

In seinem Bericht über Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre 2018
beantragte der Bundesrat, die Motion Bulliard-Marbach (cvp, FR) mit der Forderung
nach Erhalt der indirekten Presseförderung als erfüllt abzuschreiben. In seiner
Begründung wies er darauf hin, dass nicht nur beim Beschluss des Konsolidierungs- und
Aufgabenüberprüfungspakets (KAP) auf die Aufhebung der indirekten Presseförderung
verzichtet worden sei, sondern dass dieser Wille auch in späteren Sparprogrammen
bekräftigt worden sei. Ferner spreche der Bund weiterhin jährlich einen Beitrag von
CHF 50 Mio. für die ermässigte Zustellung von Zeitungen. In der Sommersession schrieb
das Parlament den Vorstoss ab. 8

MOTION
DATUM: 18.06.2019
MARLÈNE GERBER

1) Kübler/Dlabac (2015). Demokratie in der Gemeinde Herausforderungen und mögliche Reformen.; NZZ, 16.6.15; SO, 8.11.15
2) Mo. 14.3904 (Bulliard-Marbach).pdf; Po. 14.3831 (Grin).pdf; NZZ, 27.3.14
3) AB NR, 2020, S. 2648 ff.
4) BO CN, 2012, p. 1206; BO CE, 2012, p. 920.
5) AB NR, 2014, S. 1756 f.
6) AB SR, 2015, S. 1174 f.; Bericht KVF-SR
7) AB NR, 2016, S. 1127 ff.
8) BBl, 2019, S. 2981
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